
Ein schönes Sommerfest: Altbischof Horst Hirschler, der auch Abt zu Loccum ist, begrüßte ala Hausherr die Festgäste im Klostergarten. Arend

VON MICHAEL B. BERGER

Loccum. Sekt wurde nicht aufgefah-
ren, dafür Saft und Selters, als die evan-
gelischen Kirchen Niedersachsens ges-
tern im Kloster Loccum das Jubiläum des
ersten großen staatskirchenrechtlichen
Abkommens feierten, des so genannten
Loccumer Vertrages. Dieser regelt seit
1955 die rechtlichen Beziehungen zwi-
schen dem Land und den fünf evangeli-
schen Kirchen. Der hannoversche Altbi-
schof Horst Hirschler begrüßte gut 350
Gäste im Garten des Klosters, unter ih-
nen etliche Bischöfe, Ministerpräsident
Christian Wulff, Kultusminister Bernd
Busemann, Oppositionschef Wolfgang
Jüttner (SPD) und die Vizepräsidentin
des Landtages, Silva Seeler (SPD). 

„Auch wenn die Kirchen sparen müs-
sen, Kuchen gibt es noch“, scherzte
Hirschler. Und in der Tat war die klam-

me Situation der hannoverschen Lan-
deskirche, die bis 2010 fast 80 Millionen
Euro sparen muss, um nicht sämtliche
Rücklagen aufzubrauchen, ein großes
Thema in den Nebengesprächen. Da sich
die Kirche bis zum Beginn der Landessy-
node in knapp zwei Wochen eine Art
Schweigegelübde auferlegt hat, gab der
Präsident des Landeskirchenamtes, Eck-
hart von Vietinghoff, den zahlreich an-
wesenden Reportern nur grundsätzliche
Stellungnahmen zu anstehenden Strei-
chungen und Einsparungen. Tenor: Bis-
lang gebe es nur ein Diskussionspapier.
Das habe aber ein klares Konzept. „Die
Kirche bleibt, bei allem, was wir tun, im
Dorfe“, versichert von Vietinghoff. 

In der Klosterkirche von Loccum be-
gann derweil der offizielle Teil der ge-
meinsam von Staat und Kirche zele-
brierten Veranstaltung. Der Oldenbur-
ger Bischof Peter Krug erinnerte in sei-

ner launigen Begrüßung daran, dass der
Loccumer Vertrag vor 50 Jahren bei-
nahe gar nicht unterzeichnet worden
wäre, weil der damalige Ministerpräsi-
dent Hinrich Wilhelm Kopf vor der Un-
terzeichnung mit seinem Dienstwagen
von der Straße abgekommen war. Ein
Glatteisunfall im März. Ministerpräsi-
dent Christian Wulff hob hervor, dass es
weise gewesen sei, die 50-Jahr-Feier in
den Sommer zu verlegen. Wulff lobte in
seiner ebenfalls launigen Rede Kopfs
Qualitäten als durchaus eigensinniger
Ministerpräsident, der notfalls auch am
Kirchen- beziehungsweise Kultusminis-
ter vorbei die Dinge zu einem guten En-
de brachte. „So weit wie Kopf würde ich
aber nicht gehen“, versicherte Wulff.
Denn dieser habe sogar versucht, alle
Kirchen unter einen Hut zu bringen, um
das Landesbewusstsein zu stärken. Der
Versuch sei natürlich gescheitert.

Wulff schwärmte noch einmal vom
hannoverschen Kirchentag, den er sich
alle zwei Jahre in der Landeshauptstadt
wünschte, und bot scherzhaft an, 2017
den Dritten Ökumenischen Kirchentag
in Hannover zu veranstalten. „Das passt
zumindest in meine Terminplanung,
auch wenn es den Kollegen Jüttner ver-
unsichert.“

Aus den Niederungen der niedersäch-
sischen Landespolitik führte dann der
Festvortrag des Berliner Bischofs Wol-
gang Huber heraus. Er betonte aus-
drücklich die wechselseitige Unabhän-
gigkeit von Kirche und Staat, der sich
der Religion mit einer „fördernden
Neutralität“ nähere. Es sei kein Zufall,
dass der Loccumer Vertrag in vielen
anderen Bundesländern nachgeahmt
worden sei, meinte Huber – und reihte
sich in den Kreis der vielen Gratulan-
ten ein.

Wulff: Bitte jeden Kirchentag in Hannover
Großer Festakt mit 350 Teilnehmern zur Feier des Loccumer Vertrages / Finanznot ist großes Thema

VON GABRIELE SCHULTE

Hannover. Die Norddeutschen lieben
festkochende Kartoffeln, und am liebs-
ten essen sie Linda. Auch die Landwirte
im Land schätzen die bewährte Sorte,
die sich geborene Niedersachsen sogar
ins Exil nach Süddeutschland nachschi-
cken lassen – dort werden sonst mehlige
Knollen bevorzugt. „Linda macht die
Verbraucher ganz schnell süchtig“,
schwärmte Landwirt Karsten Ellenberg
am Donnerstag in Hannover. Mit einem
sich dort kampfstark präsentierenden
„Freundeskreis“ will der Biobauer aus
Barum (Kreis Uelzen) notfalls auf recht-
lichem Weg verhindern, dass die meist-
verkaufte Speisekartoffel von Markt-
ständen und Tellern verschwindet. 

Die Saatzuchtfirma Europlant näm-
lich will die Sorte unbedingt abschaffen
und hat Bauern, die das zu verhindern
versuchen, schon Forderungen nach
Schadenersatz angekündigt. Hinter-
grund ist das Auslaufen des Lizenzver-
trages nach den üblichen 30 Jahren. Je-
der Landwirt könnte mit Linda seit An-
fang des Jahres gebührenfrei machen,
was er will – wenn die Lüneburger Fir-
ma nicht die Zulassung beim Bundessor-
tenamt zuückgezogen hätte. „Europlant
will lieber mit seinen neuen Sorten ver-
dienen“, meint Georg Janßen von der
Arbeitsgemeinschaft Bäuerliche Land-
wirtschaft. Wenn Linda einfach aufge-
geben werde, seien solche Beschränkun-
gen auch bei anderen Lebensmitteln zu
erwarten. „Nicht Saatzuchtfirmen, son-
dern Bauern und Verbraucher müssen
aber bestimmen, was angebaut wird.“ 

Der Kampf tobt an zwei Fronten: Zum
einen geht es um die Zulassung beim
Bundessortenamt. Zum anderen streitet
sich die Zuchtfirma direkt mit den Bau-
ern. Beim Bundessortenamt in Hannover
hat der „Freundeskreis“ einen Aufschub
für Linda bis Juni 2007 erreicht. Dage-
gen hat Europlant nun Widerspruch ein-
gelegt. Es gebe viele Sorten, die besser
schmeckten und widerstandsfähiger ge-
gen Krankheiten seien, sagt Jörg Rena-
tus, Geschäftsführer der Pflanzkartoffel-
firma. In „wenigen Wochen“ werde über
den Widerspruch entschieden, kündigt

das Bundessortenamt an. Wird er abge-
schmettert, kommt von 2006 an eine offi-
zielle Prüfung in Gang. Rund 2000 Knol-
len des Biobauern Ellenberg, der eine
Neuzulassung beantragt, müssten auf
rund 150 Feldern gepflanzt werden. Lin-
da würde sozusagen neu erfunden. 

Auf der anderen Seite droht Europlant
den Tausenden Bauern, die von Linda
nicht lassen wollen. „Einer Vermehrung
der Sorte stimmen wir nicht zu“,
schreibt der Kartoffelzucht-Marktführer
an frühere Vertragspartner. Die Bauern
haben Kartoffelhändler, Köche wie Al-
fred Biolek und alle norddeutschen Ver-
braucherzentralen (VZN) auf ihrer Seite.
Von schon 7000 Unterschriften für Linda
erzählt Armin Valet von der VZN Ham-
burg. „Und jeden Tag kommen E-Mails
von Leuten, die helfen wollen.“

Freunde kämpfen um Linda
Kartoffelsorte bald verboten? / Zuchtfirma droht Bauern

Hannover (kw). Die angepeilte Um-
wandlung des Landkreises Lüchow-
Dannenberg zu einer „kreisfreien Samt-
gemeinde“ kann mit einer breiten politi-
schen Mehrheit rechnen – sowohl im
Wendland als auch im Landtag in Han-
nover. Es ist vorgesehen, die bisherigen
fünf Samtgemeinden zu einer einzigen
zu verschmelzen – und mit der Kreisver-
waltung zusammenzulegen. Dies soll die
Ausgaben des hoch verschuldeten Krei-
ses um 20 Millionen Euro entlasten, ein
Abbau von 250 der insgesamt 700 Stel-
len in der Verwaltung wäre möglich.

Nach Lüchow und Clenze hat sich nun
auch der Rat der Samtgemeinde Gartow
für dieses Modell ausgesprochen. Dage-
gen sind bisher Dannenberg und Hitz-
acker. Allerdings gibt es Anzeichen,
dass Hitzacker umschwenkt. Die Re-
form geht auf Drängen von Landrat
Dieter Aschbrenner zurück. Sie soll nun
zügig im Landtag beschlossen werden,
damit die neuen Strukturen schon zur
Kommunalwahl 2006 wirken. Unterdes-
sen zeichnet sich eine breite Mehrheit
für das Modell auch im Landtag ab: Ne-
ben CDU und FDP haben auch SPD und
Grüne signalisiert, dass sie das Modell
zumindest nicht bekämpfen werden.

Jedoch versichert die CDU, dies solle
kein Auftakt einer landesweiten Kreis-
reform sein. „Wir würden so etwas  nie
von oben verordnen“, betont Generalse-
kretär Friedrich-Otto Ripke.

Wendland-Reform
kann mit breiter

Mehrheit rechnen

K U R Z  G E M E L D E T

Linda-Kartoffeln an einem Marktstand in Han-
nover: Die Saatzuchtfirma will diese Sorte ab-
schaffen. Heuer

Hannover (jö). Am Anfang waren fast
alle dagegen, am Ende waren mit Aus-
nahme des Philologenverbandes grund-
sätzlich alle dafür: Kultusminister
Bernd Busemann hat sich bei seinem Re-
formprojekt „Eigenverantwortliche
Schule“ mit den Lehrerverbänden aus-
gesöhnt. „Wir werden eine Schule ohne
staatliche Gängelung bekommen“, sagte
der CDU-Politiker am Donnerstag.
„Aber der Staat wird sich auch nicht aus
seiner Verantwortung zurückziehen.“ 

Mit Zeitvorstellungen hielt sich der
Kultusminister nach der zweitägigen
Anhörung aller Verbände zurück. Bis
2010 aber werde man die wichtigsten
Bausteine wie die Qualitätsverbesserung
umgesetzt haben, sagte Busemann. Über
eigene Haushalte für alle Schulen könne
man auch später noch reden. Der Minis-
ter pocht auf eine stärkere Rolle der
Schulleiter, will die Gesamtkonferenz
aber in modifizierter Form erhalten. 

SPD-Landeschef Wolfgang Jüttner
forderte, bessere Rahmenbedingungen
für die Reform zu schaffen. „Es kann
nicht sein, dass Schulleiter neue Aufga-
ben übertragen bekommen, bevor sie
qualifiziert wurden.“ Busemann kün-
digte an, mehr Geld für die Fortbildung
bereitzustellen. Die Grünen forderten,
dass Lehrkräfte, Eltern und Schüler bei
der Umsetzung der Ministeriumspläne
mehr unterstützt werden. „Die Schulen
brauchen Klarheit über die Ziele, die
Umsetzungsschritte und die Ressour-
cen“, sagte die stellvertretende Frakti-
onsvorsitzende Ina Korter.

Busemann kann
Schulreform
durchsetzen

Zeugnis unter Polizeischutz
Wegen einer Droh-E-Mail haben Schü-
ler eines Gymnasiums in Gifhorn am
Donnerstag ihre Abiturnoten unter Poli-
zeischutz erhalten. Ein Unbekannter
hatte sich im Mai per E-Mail bei der
Landesschulbehörde über Lehrer be-
schwert, teilte die Polizei mit. Konkrete
Drohungen seien aber nicht genannt
worden. Dennoch hätten mehrere Beam-
te in Uniform und in Zivil die Zeugnis-
vergabe überwacht. lni
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